
ihnen entsprechenden politischen, juristischen und 
anderen Institutionen.

Jede Basis hat ihren eigenen, ihr gemäßen Über
bau. Die Basis der Feudalordnung hat ihren Über
bau, ihre politischen, juristischen und sonstigen 
Anschauungen und die ihnen gemäßen Institu
tionen, die kapitalistische Basis hat ihren Überbau, 
die sozialistische den ihrigen. Ändert sich die Basis 
und wird sie liquidiert, so ändert sich anschließend 
ihr Überbau und wird liquidiert; entsteht eine neue 
Basis, so entsteht danach auch der ihr gemäße 
Überbau . . .5)

Ferner: Der Überbau wird von der Basis hervor
gebracht, aber das bedeutet keineswegs, daß er die 
Basis lediglich widerspiegelt, daß er passiv, neutral 
ist, daß ihm das Schicksal seiner Basis, das Schick
sal der Klassen, der Charakter der Gesellschafts
ordnung gleichgültig sind. Im Gegenteil, einmal 
entstanden, wird er zu einer ganz gewaltigen akti
ven Macht, hilft er aktiv seiner Basis, feste Form 
anzunehmen und sich zu konsolidieren, t r i f f t  er 
alle Maßnahmen, um der neuen Gesellschaftsord
nung zu helfen, der alten Basis und den alten 
Klassen den Rest zu geben und sie zu beseitigen.

Anders kann es auch gar nicht sein. Der Über
bau wird ja eben dazu von der Basis errichtet, da
mit er dieser dient, damit er ihr aktiv hilft, feste 
Form anzunehmen und sich zu konsolidieren, aktiv 
für die Beseitigung der alten, sich überlebenden 
Basis samt ihrem alten Überbau zu kämpfen. Der 
Überbau braucht nur diese ihm zukommende Rolle 
aufzugeben, der Überbau braucht nur überzugehen 
von der Position der aktiven Verteidigung seiner 
Basis auf die Position einer indifferenten Einstel
lung zu ihr, auf die Position einer undifferenzierten 
Einstellung zu den Klassen, und er büßt sein quali
tatives Wesen ein und hört a u f ,  Überbau zu sein.“6)

Aus diesen grundsätzlichen Beziehungen zwischen 
Basis und Überbau folgt für die Funktion des Hechts 
in unserer antifaschistisch-demokratischen Ordnung, 
also vor allem für die Gesetze der Deutschen Demokra
tischen Republik, seine aktive, seine Basis verteidi
gende und ihr helfende Rolle, seine Aufgabe, der 
„alten Basis den Rest zu geben und sie zu beseitigen“. 
Es folgt daraus, daß das Recht — wie jeder andere 
Teil des Überbaus — eben dieses sein qualitatives 
Wesen einbüßen würde, wenn es übergehen würde 
„von der Position der aktiven Verteidigung seiner 
Basis auf die Position einer indifferenten Einstellung 
zu ihr, auf die Position einer undifferenzierten Ein
stellung zu den Klassen“. Das Recht der antifaschi
stisch-demokratischen Ordnung würde seinen Cha
rakter einbüßen, wenn sein Inhalt oder seine Anwen
dung von irgendeiner „Neutralitätstheorie“ beeinflußt 
würde, die nicht zwischen den antifaschistisch-demo
kratischen Kräften in unserer Ordnung, den kämpfe
rischen Demokraten und den zu schützenden und zu 
entwickelnden Institutionen unserer Demokratie einer
seits und ihren Feinden, den Agenten der Imperia
listen und den institutioneilen Resten der alten im
perialistischen Gesellschaftsordnung andererseits unter
scheiden will. Unser Recht hat also eine ganz ein
deutige Kampfaufgabe für die Interessen der werk
tätigen Massen in der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung, für die Förderung des gesellschaftlichen 
Fortschritts, eine Kampfaufgabe, die sich aus seinem 
Charakter als Recht der Deutschen Demokratischen 
Republik ergibt. Und gerade die klare inhaltliche Be
stimmung dieses Charakters unseres Rechts, der auch 
seine Rolle im Kampf der gesellschaftlichen Kräfte 
festlegt, war neben dem Hinweis auf diese aktive 
Rolle in der angeführten Forderung Wilhelm Piecks 
ein weiteres Verdienst des III. Parteitags der Sozia
listischen Einheitspartei Deutschlands. In dem Bericht 
des Parteivorstandes an den Parteitag heißt es:

„Ihrem materiellen Inhalt nach sind unsere Ge
setze nichts anderes als der mit staatlicher Auto
rität versehene Wille der Werktätigen!“ * 1 7)

5) Sonderbeilage zur „Einheit", Heft 8/1950, S. 3.
°) ebenda S. 4.
1) „Bericht des Parteivorstandes der Sozialistischen Ein

heitspartei Deutschlands an den III. Parteitag“, Dietz-Verlag, 
Berlin 1950, S. 54.

In dieser Feststellung wurde die marxistisch- 
leninistische Rechtstheorie auf unsere Ordnung an
gewandt, die schon im Kommunistischen Manifest von 
Marx und Engels begründet wurde durch ihre be
kannte Definition des Rechts der bürgerlichen Gesell
schaft als des „zum Gesetz erhobenen Willens“ der 
Bourgeoisie, „dessen Inhalt gegeben ist in den mate
riellen Lebensbedingungen“ dieser Klasse8 *).

Daß die dem gesellschaftlichen Überbau stets eigene 
aktive, fördernde Haltung zu seiner Basis eine ganz be
sondere Bedeutung gewinnt beim Übergang von der 
Ausbeutergesellschaft zu einer nicht mehr durch die 
Ausbeutung charakterisierten gesellschaftlichen Ord
nung, war von Stalin schon in seiner Schrift „Zu den 
Fragen des Leninismus“ (1926) an Hand seiner Unter
suchung über die Unterschiede zwischen der bürger
lichen und der proletarischen Revolution herausgear
beitet worden«). Schon dort war die besondere Rolle des 
Staatsapparates für den Aufbau einer sozialistischen 
Ökonomik wissenschaftlich begründet worden, was 
dann zu der Schlußfolgerung führte, daß der sozialisti
sche Staat neben der Unterdrückungsfunktion gegen 
die Feinde der Werktätigen auch eine wirtschaftlich
organisatorische und eine kulturell-erzieherische 
Funktion habe. Wenn wir auch heute in der Deutschen 
Demokratischen Republik noch weit entfernt von einer 
sozialistischen Ordnung sind, so gilt doch diese be
sonders aktive Rolle des Staates und die besondere 
Wichtigkeit der zuletzt erwähnten Funktionen des Staa
tes — und damit natürlich auch des Rechts als seines 
Produktes — für die Schaffung neuer, nicht mehr ka
pitalistischer gesellschaftlicher Verhältnisse auch für 
unsere Situation. Denn die ökonomische Basis der anti- 
faschistisch-demokratischen Ordnung kann auch erst 
nach dem Übergang der entscheidenden Machtpositio
nen in die Hände der Werktätigen, nach der Ent
machtung der Monopolisten und Junker feste Form an
nehmen und sich konsolidieren. Es ist klar, daß unter 
solchen Bedingungen der aktiven Rolle des Überbaus 
und damit auch des Rechtes eine besondere Aufmerk
samkeit gewidmet werden muß. Hierauf mit allem 
dieser Notwendigkeit entsprechenden Nachdruck hinge
wiesen zu haben, ist ein gar nicht zu überschätzender 
Beitrag des III. Parteitages der Sozialistischen Einheits
partei Deutschlands zu allen Fragen der Rechtswissen
schaft und der Rechtspraxis.

Aus diesen grundsätzlichen wissenschaftlichen Fest
stellungen des III. Parteitages zum Recht der anti
faschistisch-demokratischen Ordnung, zum Inhalt der 
demokratischen Gesetzlichkeit ergibt sich eine erste 
ebenso grundsätzliche Aufgabe der demokratischen 
Rechtswissenschaft. Wenn unsere Rechtswissenschaft 
ihrer Aufgabe als Wissenschaft gerecht werden und 
ihre gesellschaftliche Funktion erfüllen will, so muß 
sie vor allem das Recht in seiner gesellschaftlichen Be
dingtheit, als Teil des gesellschaftlichen Überbaus und 
in seiner aktiven Rolle gegenüber der Basis erfassen, 
darstellen und erläutern. Nur so kann sie ein wahres 
Bild von den Funktionen des Rechts in jeder Gesell
schaft entwickeln und die konkreten Rechtsinstitute 
der einzelnen Gesellschaften und Staaten in ihrem 
lebendigen gesellschaftlichen Wirken verstehen und 
darstellen. Nur so kann sie z. B. den Rechtsformalis
mus der bürgerlichen Gesellschaft und solche unwissen
schaftlichen Thesen wie die Behauptung, daß der Zweck 
des Rechts in ihm selbst ruhe10 *), als eine der Methoden 
zur Verschleierung des Grundzwecks allen Rechts 
kapitalistischer Gesellschaften, nämlich der Sicherung 
der kapitalistischen Ausbeutung und der Unter
drückung der werktätigen Massen, entlarven; und nur 
auf diese Weise kann die Rechtswissenschaft den werk
tätigen Massen in ihrem Befreiungskampf helfen. Nur 
so kann die Rechtswissenschaft aber andererseits auch 
den Menschen in unserer antifaschistisch-demokrati
schen Ordnung bewußt machen, welches wichtige In
strument in unserem heutigen Kampf um Frieden, 
demokratische Einheit Deutschlands und gesellschaft
lichen Fortschritt das Recht ist. Nur auf diese Weise 
kann sie diese Menschen davon überzeugen, daß dieses

8) M a r x  u n d  E n g e l s ,  Das Kommunistische Manifest,
Berlin 1949, Dietz-Verlag, S. 27.

°) „Fragen des Leninismus“, Moskau 1947, S. 140 f.
10) Hallstein, „Wiederherstellung des Privatrechts“, Heidel

berg 1946.
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